
Satzung
über die Erhebung von Beiträgen
nach § 6 KAG LSA für straßen-

bauliche Maßnahmen in der
Stadt Wolmirstedt

Präambel

Aufgrund der §§ 8 und 99 des Kommunal-
verfassungsgesetzes des Landes Sach-
sen-Anhalt vom 17.06.2014 (GVBI. LSA
S. 288) und § 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes für das Land Sachsen-Anhalt
(KAG-LSA) in der Fassung vom
13. 12. 1996 (GVBI. LSA S. 405) zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 27. Oktober 2015 (GVBI. LSA S. 560)
hat der Stadtrat der Stadt Wolmirstedt in

seiner Sitzung vom 23. 06. 2016 folgende
Satzung beschlossen:

§ 1 Beitragsfähige Maßnahmen

(1) Zur Deckung ihres Aufwandes für die
erforderliche Herstellung, Anschaffung,
Erweiterung, Verbesserung und Erneue-
rung ihrer öffentlichen Verkehrsanlagen
(Straßen, Wege, Plätze sowie selbständi-
ge Grünanlagen und Parkeinrichtungen)
erhebt die Stadt Wolmirstedt - sofern Er-

schließungsbeiträge nach den §§ 127 ff.
BauGB nicht erhoben werden können -

nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge
von den Beitragspflichtigen im Sinne des
§ 6 Abs. 8 KAG-LSA, denen durch die
Inanspruchnahme oder die Möglichkeit der
Inanspruchnahme dieser Leistungen ein
Vorteil entsteht.

(2) Zu den öffentlichen Verkehrsanlagen
gehören auch die aus tatsächlichen oder
rechtlichen Gründen mit Kraftfahrzeugen
nicht befahrbaren Wohnwege, die außer-
halb der geschlossenen Ortslage (Außen-
bereich) verlaufenden Gemeindestraßen
nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 StrG LSA und die
sonstigen öffentlichen Straßen nach § 3
Abs. 1 Nr. 4 Strg LSA (z. B. ländliche We-
ge/ Wirtschaftswege), die in der Straßen-
baulast der Stadt stehen.

(3) Die Stadt ermittelt den beitragsfähigen
Aufwand jeweils für die einzelne Ausbau-
maßnähme. Sie kann den Aufwand auch

hiervon abweichend für bestimmte Teile

einer Maßnahme (Aufwandsspaltung) oder
für einen selbständig nutzbaren Abschnitt
einer Maßnahme (Abschnittsbildung) ge-
sondert ermitteln. Die Entscheidung über
die Aufwandsspaltung oder die Ab-
schnittsbildung trifft der Stadtrat.

(4) Inhalt und Umfang der beitragsfähigen
Maßnahmen werden durch das Baupro-
gramm bestimmt. Das Bauprogramm wird
durch die Stadt formlos festgelegt.

§ 2 Umfang des beitragsfähigen
Aufwandes

(1) Zum beitragsfähigen Aufwand gehö-
ren die Kosten

1. für den Erwerb (einschließlich aufste-
hender Bauten und Erwerbsnebenkos-

ten) der für die Herstellung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung
der öffentlichen Verkehrsanlagen benö-
(igten Grundflächen; dazu gehört auch
der Wert der von der Stadt hierfür aus

ihrem Vermögen bereitgestellten Flä-
chen im Zeitpunkt der Bereitstellung;

2. für die Freilegung der Fläche;

3. für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung oder Erneuerung
der Fahrbahn mit Unterbau und Decke

sowie für notwendige Erhöhungen und
Vertiefungen einschließlich der An-
Schlüsse an andere Straßen sowie

Aufwendungen und Ersatzleistungen
wegen Veränderung des Straßenni-
veaus;

4. für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung oder Erneuerung
von

a) Randsteinen und Schrammborden,

b) Rad- und Gehwegen,

c) Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen,

d) niveaugleichen Mischflächen,

e) Beleuchtungseinrichtungen,
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f) Kanälen, Rinnen und andere Einrich-
tungen für die Oberflächenentwässe-
rung der öffentlichen Verkehrsanlagen,

g) Böschungen, Schutz- und Stützmauern,

h) Parkflächen (auch Standspuren, Bus-
buchten und Bushaltestellen) und
Grünanlagen soweit sie Bestandteil der
öffentlichen Verkehrsanlagen sind;

i) Immissionsschutzanlagen

5. für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung oder Erneuerung
von Wegen, Plätzen und Fußgängerzo-
nen in entsprechender Anwendung von
Nr. 3;

6. für die Herstellung, Anschaffung, Erwei-
terung, Verbesserung oder Erneuerung
von selbständigen Grünanlagen und
Parkeinrichtungen;

7. der Fremdfinanzierung;

8. die zum Ausgleich oder zum Ersatz
eines durch eine beitragsfähige Maß-
nähme bewirkten Eingriffs in Natur und
Landschaft zu erbringen sind;

9. der Beauftragung Dritter mit der Pla-
nung und Bauleitung, sowie Verwal-
tungskosten die ausschließlich der
Maßnahme zuzuordnen sind.

(2) Die Stadt kann durch Satzung be-
stimmen, dass auch nicht unter Abs. 1
genannte Aufwendungen der Maßnahme
zum beitragsfähigen Aufwand gehören. In
der Satzung ist der beitragsfähige Auf-
wand zu bezeichnen und der vom Bei-

tragspflichtigen zu tragende Anteil festzu-
setzen. Die Satzung ist vor Beginn der
Maßnahme im Amtsblatt bekannt zu ma-
chen.

§ 3 Ermittlung des beitragsfähigen
Aufwandes

(1) Der beitragsfähige Aufwand wird nach
den tatsächlichen Kosten ermittelt.

(2) Der Aufwand für

1. Böschungen, Schutz- und Stützmauern,

2. Trenn-, Seiten-, Rand- und Sicherheits-
streifen,

3. Ersatzleistungen wegen Veränderung
des Straßenniveaus,

4. anteilige Aufwendungen für die Beauf-
tragung Dritter und anteilige Verwal-
tungskosten, die ausschließlich der
Maßnahme zuzuordnen sind,

werden den Kosten der Fahrbahn zuge-
rechnet.

§ 4 Grundstück

(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung
ist grundsätzlich das Grundstück im bür-
gerlich-rechtlichen Sinne.

(2) Ist ein vermessenes und im Grund-
buch eingetragenes bürgerlich-rechtliches
Grundstück nicht vorhanden, so gilt die
von dem Beitragspflichtigen zusammen-
hängend genutzte Fläche als Grundstück.
Der Beitragspflichtige ist in diesem Fall
verpflichtet, die Grundstücksgröße nach-
prüfbar, insbesondere durch amtliche Do-
kumente, nachzuweisen.

§ 5 Anteil der Stadt und der Beitrags-
pflichtigen am beitragsfähigen

Aufwand

(1) Die Stadt trägt zur Abgeltung des sich
für die Allgemeinheit aus der Inanspruch-
nähme der öffentlichen Verkehrsanlagen
ergebenden besonderen Vorteils von dem
beitragsfähigen Aufwand den sich aus
Abs. 2 ergebenden Anteil. Den übrigen
Teil des beitragsfähigen Aufwandes tragen
die Beitragspflichtigen und die Gemeinde,
soweit sie Eigentümerin oder Erbbaube-
rechtigte eines berücksichtigungsfähigen
Grundstücks ist.

(2) Der Anteil der Beitragspflichtigen am
beitragsfähigen Aufwand beträgt:

1. bei öffentlichen Verkehrsanlagen, die
überwiegend dem Anliegerverkehr die-
nen, sowie bei verkehrsberuhigten
Wohnstraßen 75 v. H.,
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2. bei öffentlichen Verkehrsanlagen mit
starkem innerörtlichen Verkehr

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-
und Sicherheitsstreifen sowie Bö-

schungen, Schutz- und Stützmauern,
Busbuchten und Bushaltestellen, Ver-

besserung und Erneuerung der Lärm-
schutzanlage 40 v. H.,

b) für Randsteine und Schrammborde, für
Rad- und Gehwege - auch als kombi-
nierte Anlage - sowie für Grünanlagen
als Bestandteil der öffentlichen Ver-

kehrsanlagen 60 v. H.,

c) für Beleuchtungseinrichtungen
sowie für Kanäle, Rinnen und andere

Einrichtungen der Oberflächenentwäs-
serung . 50 v. H.,

d) für Parkflächen
(auch Standspuren) ohne Busbuchten
und Bushaltestellen 70 v. H.,

e) für niveaugleiche Mischflächen 50 v. H.,

3. bei öffentlichen Verkehrsanlagen, die
überwiegend dem Durchgangsverkehr
dienen,

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand-
und Sicherheitsstreifen sowie Bö-

schungen, Schutz- und Stützmauern,
Busbuchten und Bushaltestellen, Ver-

besserung und Erneuerung von Lärm-
schutzanlagen 30 v. H.,

b) für Randsteine und Schrammborde, für
Rad- und Gehwege - auch als kombi-
nierte Anlage - sowie für Grünanlagen
als Bestandteil der öffentlichen Ver-

kehrsanlagen 50 v. H.,

c) für Beleuchtungseinrichtungen
sowie für Kanäle, Rinnen und andere
Einrichtungen der Oberflächenentwäs-
serung 40 v. H.,

d) für Parkf lachen
(auch Standspuren) ohne Busbuchten
und Bushaltestellen 60 v. H.,

4. bei außerhalb der geschlossenen Orts-
läge (Außenbereich) verlaufenden Ge-

meindestraßen nach § 3 Abs. 1 Nr. 3
StrG LSA 30 v. H.,

5. bei sonstigen öffentlichen Straßen nach
§ 3 Abs. 1 Nr. 4 StrG LSA 75v. H.,

6. bei Fußgängerzonen 70 v. H.,

7. bei selbständigen Grünanlagen 75 v. H.,

8. bei selbst. Parkeinrichtungen 75 v. H.,

9. bei ländlichen Wegen / Wirtschaftswe-
gen 75v. H.

(3) Zuschüsse Dritter können, soweit der
Zuschussgeber nichts anderes bestimmt
hat, hälftig zur Deckung dieses Beitrages
verwendet werden.

(4) Die Stadt kann im Einzelfall vor Ent-
stehen der sachlichen Beitragspflichten
durch eine ergänzende Satzung von den
Anteilen nach Abs. 2 abweichen, wenn

wichtige Gründe für eine andere Vorteils-
bemessung sprechen.

(5) Beim einseitigen Gehwegausbau wird
der Vorteil für die Grundstücke für beide

Seiten gleich hoch bemessen. Diese Re-
gelung gilt auch für den einseitigen Rad-
wegausbau und den einseitigen Ausbau
von kombinierten Rad - und Gehwegen.

§ 6 Verteilung des umlagefähigen Aus-
bauaufwands

(1) Der umlagefähige Ausbauaufwand
wird auf die Grundstücke verteilt, von de-

nen aus die Möglichkeit der Inanspruch-
nähme der ausgebauten öffentlichen Ver-
kehrsanlage oder eines bestimmten Ab-
Schnitts von ihr besteht (berücksichti-
gungsfähige Grundstücke). Die Verteilung
des Aufwandes auf diese Grundstücke

erfolgt im Verhältnis der Nutzflächen, die
sich für diese Grundstücke aus der Ver-

vielfachung der maßgeblichen Grund-
stücksfläche mit dem nach den §§ 7 und 8
maßgeblichen Nutzungsfaktor ergeben.

(2) Als Grundstücksfläche gilt grundsätz-
lich der Flächeninhalt des Grundstücks im

bürgerlich-rechtlichen Sinn. Soweit Flä-
chen berücksichtigungsfähiger Grundstü-
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cke baulich oder gewerblich nutzbar sind,
richtet sich die Ermittlung des Nutzungs-
faktors nach § 7. Für die übrigen Flächen -
einschließlich der im Außenbereich lie-
genden Teilflächen jenseits einer Bebau-
ungsplangrenze, einer Tiefenbegren-
zungslinie oder der Grenze einer Satzung
nach § 34 Abs. 4 BauGB - richtet sich die
Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 8.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar
gilt bei berücksichtigungsfähigen Grund-
stücken,

1. die insgesamt oder teilweise im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplanes
und mit der Restfläche innerhalb eines

im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
liegen, die Gesamtfläche des Grund-
Stücks;

2. die über die Grenzen des Bebauungs-
planes in den Außenbereich hinausrei-
chen, die Fläche im Bereich des Be-

bauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB liegen und bei Grund-
Stücken, die über die Grenzen einer

solchen Satzung hinausreichen, die
Fläche im Satzungsbereich;

4. für die kein Bebauungsplan und keine
Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB be-
steht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§
34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche
des Grundstücks,

b) wenn sie mit ihrer Fläche teilweise im
Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilwei-
se im Außenbereich (§ 35 BauGB) lie-
gen, die Fläche zwischen der öffentli-
chen Verkehrsanlage und einer Linie,
die in einem gleichmäßigen Abstand
von 50 m zu ihr verläuft; bei Grundstü-
cken, die nicht an die öffentliche Ver-

kehrsanlage angrenzen oder lediglich
durch einen zum Grundstück gehören-
den Weg mit ihr verbunden sind, die
Fläche zwischen der der öffentlichen

Verkehrsanlage zugewandten Grund-
stücksseite und einer Linie, die in ei-

nern gleichmäßigen Abstand von 50 m
zu ihr verläuft;

5. die über die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4

lit. b) ergebenden Grenzen hinaus be-
baut oder gewerblich genutzt sind, die
Fläche zwischen der öffentlichen Ver-

kehrsanlage bzw. im Fall von Nr. 4 lit.
b) der der öffentlichen Verkehrsanlage
zugewandten Grundstücksseite und ei-
ner Linie hierzu, die in dem gleichmäßi-
gen Abstand verläuft, der der übergrei-
fenden Bebauung oder gewerblichen
Nutzung entspricht;

(4) Bei berücksichtigungsfähigen Grund-
Stücken, die

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern
nur in vergleichbarer Weise nutzbar
sind (z. B. Friedhöfe, Sport- und Fest-
platze, Freibäder, Dauerkleingärten)
oder innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder

2. ganz bzw. teilweise im Außenbereich
(§ 35 BauGB) liegen oder wegen ent-
sprechender Festsetzungen in einem
Bebauungsplan nur in anderer Weise
nutzbar sind (landwirtschaftliche Nut-
zung),

ist die Gesamtfläche des Grundstücks
bzw. die Fläche des Grundstücks zu-

gründe zu legen, die von den Regelun-
gen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§ 7 Nutzungsfaktoren für Bauland-
grundstücke pp.

(1) Der maßgebliche Nutzungsfaktor bei
berücksichtigungsfähigen Grundstücken,
die baulich oder gewerblich nutzbar sind,
wird durch die Zahl der Vollgeschosse
bestimmt.

Als Vollgeschoss im Sinne dieser Satzung
gelten alle oberirdischen Geschosse,
wenn ihre Deckenoberkante im Mittel
mehr als 1, 60 m über die Geländeoberflä-

ehe hinausragen und über mindestens 2/3
ihrer Grundfläche eine lichte Höhe von
mindestens 2, 30 m haben. Zwischende-
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cken und Zwischenböden, die unbegehba-
re Hohlräume von einem Geschoss ab-

trennt, bleiben bei der Anwendung des
Satzes 2 unberücksichtigt. Kirchengebäu-
de werden stets als eingeschossige Ge-
bäude behandelt. Besteht im Einzelfall

wegen der Besonderheiten des Bauwerks
in ihm kein Vollgeschoss i. S. dieser Sat-
zung, so werden bei gewerblich oder in-
dustriell genutzten Grundstücken je ange-
fangene 3, 50 m und bei allen in anderer
Weise baulich genutzten Grundstücken je
angefangene 2, 30 m Höhe des Bauwerks
(Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerech-
net.

(2) Der Nutzungsfaktor beträgt bei einem
Vollgeschoss 1, 0 und erhöht sich je weite-
res Vollgeschoss um 0, 25.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt - je-
weils bezogen auf die in § 6 Abs. 3 be-
stimmten Flächen - bei Grundstücken,

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplanes liegen (§ 6
Abs. 3 Nr. 1 und Nr. 2),

a) die im Bebauungsplan festgesetzte
höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse;

b) für die im Bebauungsplan statt der Zahl
der Vollgeschosse die Höhe der baulichen
Anlagen festgesetzt ist, in Gewerbe-, In-
dustrie- und Sondergebieten i. S. von § 11
Abs. 3 BauNVO die durch 3, 5 und in allen

anderen Baugebieten die durch 2, 3 geteil-
te höchstzulässige Gebäudehöhe auf gan-
ze Zahlen aufgerundet,

c) für die im Bebauungsplan weder die
Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe der
baulichen Anlagen, sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt ist, die durch
3, 5 geteilte höchstzulässige Baumassen-
zahl auf ganze Zahlen aufgerundet,

d) auf denen nur Garagen oder Stellplätze
errichtet werden dürfen, die Zahl von ei-

nern Vollgeschoss je Nutzungsebene,

e) für die im Bebauungsplan gewerbliche
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von einem Vollgeschoss,

f) für die im Bebauungsplan industrielle
Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist,
die Zahl von zwei Vollgeschossen,

g) für die in einem Bebauungsplan weder
die Zahl der Vollgeschosse noch die Höhe
der baulichen Anlagen bzw. die. Baumas-
senzahl bestimmt ist, der in der näheren

Umgebung überwiegend festgesetzte
und/oder tatsächlich vorhandene (§ 34
BauGB) Berechnungswert nach lit. a - c);

2. auf denen die Zahl der Vollgeschosse
nach Nr. 1 lit. a) bzw. lit. d) - g) oder die
Höhe der baulichen Anlagen bzw. die
Baumassenzahl nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit.
c) überschritten wird, die tatsächlich vor-
handene Zahl der Vollgeschosse bzw. die
sich nach der tatsächlich vorhandenen

Bebauung ergebenden Berechnungswerte
nach Nr. 1 lit. b) bzw. lit. c);

3. für die kein Bebauungsplan besteht, die
aber ganz oder teilweise innerhalb des im
Zusammenhang bebauten Ortsteiles lie-
gen (§ 6 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4), wenn sie

a) bebaut sind, die höchste Zahl der tat-
sachlich vorhandenen Vollgeschosse,

b) unbebaut sind; die Zahl der in der nä-
heren Umgebung überwiegend vorhande-
nen Vollgeschosse.

(4) Der sich aus Abs. 2 in Verbindung mit
Abs. 3 ergebende Nutzungsfaktor wird um
0, 5 erhöht

1. wenn das Grundstück innerhalb eines

tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
nen Wohngebietes (§ 3, § 4 und § 4 a
BauNVO), Dorfgebietes (§ 5 BauNVO)
oder Mischgebietes (§ 6 BauNVO) oder
ohne ausdrückliche Gebietsfestsetzung
innerhalb eines Bebauungsplangebietes
überwiegend gewerblich oder überwie-
gend in einer der gewerblichen Nutzung
ähnlichen Weise (z. B. Verwaltungs-,
Schul-, Post-, und Bahnhofsgebäude, Pra-
xen für freie Berufe) genutzt wird;

2. wenn das Grundstück innerhalb eines

tatsächlich bestehenden (§ 34 BauGB)
oder durch Bebauungsplan ausgewiese-
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nen Kerngebietes (§ 7 BauNVO), Gewer-
begebietes (§ 8 BauNVO), Industriegebie-
tes (§ 9 BauNVO) oder Sondergebietes
(§ 11 BauNVO) liegt.

§ 8 Nutzungsfaktoren für Grundstücke
mit sonstiger Nutzung

(1) Für die Flächen nach § 6 Abs. 4 gel-
ten als Nutzungsfaktoren bei Grundstü-
cken, die

1. aufgrund entsprechender Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan nicht baulich
oder gewerblich, sondern nur in vergleich-
barer Weise nutzbar sind (z. B. Friedhöfe,
Sport- und Festplätze, Freibäder, Dauer-
kleingärten) oder innerhalb des im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteils so ge-
nutzt werden . 0, 5,

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen
oder wegen entsprechender Festsetzun-
gen in einem Bebauungsplan nur in ande-
rer Weise nutzbar sind (z. B. landwirt-
schaftliche Nutzung), wenn

a) sie ohne Bebauung sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutz-
baren Wasserflächen 0, 0167,

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder
Gartenland 0, 0333,

cc) gewerblicher Nutzung (z. B. Bodenab-
bau pp. ) 1, 0,

b) sie in einer der baulichen oder gewerb-
lichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-
nutzt werden (z. B. Friedhöfe, Sport- und
Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten,
Campingplätze ohne Bebauung) 0, 5,

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirt-
schaftliche Hofstellen oder landwirtschaft-

liche Nebengebäude (z. B. Feldscheunen)
vorhanden sind, für eine Teilfläche, die
sich rechnerisch aus der Grundfläche der

Baulichkeiten geteilt durch die Grundflä-
chenzahl 0,2 ergibt, 1,0

mit Zuschlägen für jedes weitere tatsäch-
lich vorhandene Vollgeschoss entspre-

chend § 7 Abs. 2 dieser Satzung, für die
Restfläche gilt lit. a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden
und eine Bebauung besteht, für eine Teil-
fläche, die sich rechnerisch aus der

Grundfläche der Baulichkeiten geteilt
durch die Grundflächenzahl 0, 2 ergibt 1,0
mit Zuschlägen für jedes weitere tatsäch-
lich vorhandene Vollgeschoss entspre-
chend § 7 Abs. 2 dieser Satzung, für die
Restfläche gilt lit. b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind,
für eine Teilfläche, die sich rechnerisch
aus der Grundfläche der Baulichkeiten

geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2
ergibt, 1,5
mit Zuschlägen von je 0, 375 für das zweite
und jedes weitere, tatsächlich, vorhandene
Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbe-
reich einer Satzung nach § 35 Abs. 6
BauGB liegen, für die von der Satzung
erfassten Teilflächen

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Hand-
werks- oder Gewerbebetrieben
dienen, 1,5

mit Zuschlägen von je 0, 375 für das zweite
und jedes weitere tatsächlich vorhandene
Vollgeschoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne
Bebauung 1,0
mit Zuschlägen von je 0, 25 für das zweite
und jedes weitere, tatsächlich, vorhandene
Vollgeschoss, für die Restfläche gilt lit. a).

(2) Die Bestimmung des Vollgeschosses
richtet sich nach § 7 Abs. 1.

§ 9 Aufwandsspaltung

Ohne Bindung an eine bestimmte Reihen-
folge kann der Straßenbaubeitrag selb-
ständig erhoben werden für

1. die Kosten des Grunderwerbs der öf-

fentlichen Verkehrsanlage,

2. die Kosten der Freilegung für die
Durchführung der Baumaßnahme,
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3. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Fahrbahn,

4. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Radwege oder eines von ihnen,

5. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Gehwege oder eines von ihnen,

6. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung
kombinierter Rad- und Gehwege oder ei-
nes von ihnen,

7. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Oberflächenentwässerüng der öffentlichen
Verkehrsanlage,

8. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Beleuchtungseinrichtungen der öffentli-
chen Verkehrsanlage,

9. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Parkflächen,

10. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung der
Grünanlagen,

11. die Herstellung, Anschaffung, Enweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung von
Lärmschutzanlagen.

12. die Herstellung, Anschaffung, Erweite-
rung, Verbesserung oder Erneuerung von
ländliche Wege/ Wirtschaftswegen.

§ 10 Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der
Beendigung der beitragsfähigen Maßnah-
me.

(2) In den Fällen einer Aufwandsspaltung
entsteht die Beitragspflicht mit der Been-
digung der Teilmaßnahme, frühestens
jedoch mit dem Ausspruch der Aufwands-
Spaltung.

(3) Bei der Abrechnung von selbständig
nutzbaren Abschnitten entsteht die Bei-
tragspflicht mit der Beendigung der Ab-
schnittsmaßnahme, frühestens jedoch mit
dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die in Abs. 1 - 3 genannten Maßnah-
men sind erst dann beendet, wenn die
technischen Arbeiten entsprechend dem
von der Stadt aufgestellten Bauprogramm
fertiggestellt sind und der Aufwand bere-
chenbar ist.

§11 Vorausleistungen

Auf die künftige Beitragsschuld können
angemessene Vorausleistungen verlangt
werden, sobald mit der Durchführung der
Maßnahme begonnen worden ist. Die Vo-
rausleistung ist mit der endgültigen Bei-
tragsschuld zu verrechnen, auch wenn der
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.

§ 12 Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt
der Bekanntgäbe des Beitragsbescheides
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belas-
tet, so ist anstelle des Eigentümers der
Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Ist das
Grundstück mit einem dinglichen Nut-
zungsrecht nach Art. 233 § 4 des Einfüh-
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetz-
buch belastet, so ist anstelle des Eigentü-
mers der Inhaber dieses Rechts beitrags-
pflichtig.

(2) Für Grundstücke und Gebäude, die im
Grundbuch noch als Eigentum des Volkes
eingetragen sind, tritt an die Stelle des
Eigentümers der Verfügungsberechtigte
i. S. von § 8 Abs. 1 des Vermögenszuord-
nungsgesetzes.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als
Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und
Teileigentum sind die einzelnen Woh-
nungs- und Teileigentümer nur entspre-
chend ihrem Miteigentumsanteil beitrags-
pflichtig.

(4) Der Beitrag ruht als öffentliche Last
auf dem Grundstück, bei Bestehen eines
Erbbaurechts auf diesem und im Falle von
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Abs. 1 S. 3 Halbsatz 2 auf dem Woh-
nungs- oderTeileigentum.

§13 Beteiligung der Beitragspflichtigen

Die Stadt hat die später Beitragspflichtigen
spätestens einen Monat vor der Entschei-
düng über die beitragsauslösende Maß-
nähme über das beabsichtigte Vorhaben,
sowie über die zu erwartende Kostenbe-

lastung zu unterrichten, damit ihnen Gele-
genheit bleibt, sich in angemessener Wei-
se gegenüber der Stadt zu äußern. Als
beitragsauslösende Maßnahme in diesem
Sinn gilt der Tag der Veröffentlichung der
Ausschreibung.

§ 14 Beitragsbescheid

Der Beitrag, der auf den einzelnen Bei-
tragspflichtigen entfällt, wird durch schrift-
lichen Bescheid festgesetzt.

§15 Fähigkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Bei-
träge und Vorausleistungen werden einen
Monat nach der Bekanntgäbe des Be-
scheides fällig.

§ 16 Ablösung

(1) In Fällen, in denen die Beitragspflicht
noch nicht entstanden ist, kann die Ablö-

sung durch Vertrag vereinbart werden.

(2) Zur Feststellung des Ablösungsbetra-
ges ist der für die Ausbaumaßnahme i. S.
von § 1 entstehende Ausbauaufwand an-
hand von bereits vorliegenden Unterneh-
merrechnungen und im Übrigen nach dem
Ausschreibungsergebnis sowie den Kos-
ten für den Ausbau von Teileinrichtungen
bei vergleichbaren öffentlichen Verkehrs-
anlagen zu ermitteln und nach Maßgabe
der §§ 5 bis 8 auf die Grundstücke zu ver-
teilen, von denen aus die Möglichkeit der
Inanspruchnahme der betreffenden öffent-
lichen Verkehrsanlage besteht.

(3) Durch Zahlung des Ablösungsbetra-
ges wird die Beitragspflicht endgültig ab-
gegolten.

§17 Billigkeitsregelungen

(1) Ausgehend von einer Durchschnitts-
große der nach der tatsächlichen Nutzung
vorwiegend Wohnzwecken dienenden
Grundstücke im Gemeindegebiet mit
830 m gelten derartige Wohngrundstücke
als i. S. von § 6 c II 2 KAG-LSA übergroß,
wenn die nach § 6 III oder IV Nr. 2 zu be-
rechnenden Vorteilsflächen die vorge-
nannte Durchschnittsgröße um 30 v. H.
(Begrenzungsfläche = 1.079 m2 ) oder

mehr überschreitet. Derartige in diesem
Sinne übergroße Wohngrundstücke, wer-
den in Größe der Begrenzungsfläche mit
dem vollen Beitragssatz unter Anwendung
der §§6-8 dieser Satzung herangezo-
gen. Die jenseits dieser Begrenzungsflä-
ehe liegende Mehrfläche wird mit einem
reduzierten Beitragssatz von 50 v. H. unter
Anwendung der §§6-8 dieser Satzung
herangezogen.

(2) Ansprüche aus dem Abgabeschuld-
Verhältnis können ohne Nachweis i. S. des

Abs. 3, jedoch mit begründetem Antrag,
ganz oder teilweise und höchstens für die
ersten fünf Jahre nach der Entstehung der
Beitragsschuld mit der Erhebung von
Stundungszinsen gestundet werden, wenn
der Anspruch durch die Stundung nicht
gefährdet erscheint.

(3) Ansprüche aus dem Abgabeschuld-
Verhältnis können durch den Nachweis

des Vorliegens einer erheblichen Härte für
den Antragsteller ganz oder teilweise und
höchstens für die ersten fünf Jahre nach

Entstehung der Beitragsschuld zinslos
gestundet werden, wenn der Anspruch
durch die Stundung nicht gefährdet er-
scheint.

(4) Für Grundstücke, die im Sinne des
§ 201 des Baugesetzbuches landwirt-
schaftlich oder als Wald genutzt werden,
ist der Beitrag so lange zinslos zu stun-
den, wie die Grundstücke zur Erhaltung
der Wirtschaftlichkeit genutzt werden
müssen.

Bei bebauten Grundstücken und Teilflä-

chen eines Grundstücks gilt dies nur,
wenn die Bebauung ausschließlich der
landwirtschaftlichen Nutzung dient.
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(5) Der Beitrag wird zinslos gestundet,
solange Grundstücke als Kleingärten im
Sinne des Bundeskleingartengesetzes
genutzt werden oder solange Grundstücke
oder Teile von Grundstücken aus Gründen
des Naturschutzes mit einer Verände-

rungssperre belegt sind.

(6) Die Stadt kann zur Vermeidung sozia-
ler Härten im Einzelfall zulassen, dass der

Beitrag nach §§6 - 8 in Form einer Rente
gezahlt wird. In diesem Fall ist der Beitrag
durch Bescheid in eine Schuld umzuwan-

dein, die in höchstens 20 Jahresleistungen
zu entrichten ist. Der jeweilige Restbetrag
ist mit 2 v. H. über dem maßgeblichen Ba-
sisdiskontsatz zu verzinsen. Die Raten

können bei der Festsetzung so abgerun-
det werden, dass gleich hohe Raten ent-
stehen.

(7) Im Einzelfall kann von der Erhebung
des Beitrags ganz oder teilweise abgese-
hen werden, wenn dies im öffentlichen

Interesse oder zur Vermeidung unbilliger
Härten geboten ist.

(8) Zusätzlich zu den Regelungen des
Absatzes 1 gilt bei Wohngrundstücken, die
zu mehreren gleichartigen beitragsfähigen
Verkehrsanlagen i. S. von § 1 Abs. 1 bei-
tragspflichtig sind, werden zu jeder Ver-
kehrsanlage nur mit einem Anteil von 2/3
des Beitrages herangezogen. Der Ausfall
geht zu Lasten der Stadt Wolmirstedt.
Stehen die Verkehrsanlagen nicht voll in
der Baulast der Stadt Wolmirstedt, wird die

Vergünstigung nur für die in der Bautest
der Stadt Wolmirstedt stehenden Ver-

kehrsanlagen gewährt.

§18 Grundstückszufahrten

(1) Mehrkosten für zusätzlich oder stärker
auszubauende Grundstückszufahrten im
öffentlichen Verkehrsraum sind keine Auf-

Wendungen im Sinne des § 2; auf ihre An-
legung besteht kein Rechtsanspruch. Die
Erstattung dieser Mehrkosten erfolgt nach
der spezielleren Norm des Straßengeset-
zes des Landes Sachsen-Anhalt.

(2) Die besonderen Zufahrten können auf
Antrag des Grundstückseigentümers oder
Erbbauberechtigten -vorbehaltlich der auf-

grund anderer gesetzlicher Vorschriften
erforderlichen Genehmigungen- auf des-
sen Rechnung erstellt werden, sofern die
bestehenden oder zu erwartenden Ver-
kehrsverhältnisse dies zulassen.

§ 19 Besondere Wegebeiträge

Müssen Straßen und Wege, die nicht dem
öffentlichen Verkehr gewidmet sind, kos-
tenintensiver hergestellt oder ausgebaut
werden, als dies notwendig wäre, weil sie
im Zusammenhang mit der Nutzung oder
Ausbeutung von Grundstücken oder im
Zusammenhang mit einem gewerblichen
Betrieb außergewöhnlich beansprucht
werden, erhebt die Stadt zum Ersatz der

Mehraufwendungen von den Eigentümern
dieser Grundstücke oder von den Unter-

nehmen der gewerblichen Betriebe be-
sondere Wegebeiträge. Die Beiträge wer-
den nach den Mehraufwendungen bemes-
sen, die die Beitragspflichtigen verursa-
chen. Der Beitragsanteil und der Bei-
tragsmaßstab sind in einer Sondersatzung
festzusetzen.

§ 20 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig
treten die Satzungen über die Erhebung
von Straßenbaubeiträgen der Stadt Wol-
mirstedt vom 07. 11. 2002, der Gemeinde
Farsleben vom 18. 12. 2003 und der Ge-

meinde Glindenberg vom 23. 10. 2001 au-
ßer Kraft.

Wolmirstedt, den 28, 06. 2016

1. Stichnoth

Bürgermeister
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